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Millionen-Projekt beginnt nächstes Jahr
VON RAINER HERWARTZ

HEINSBERG-KIRCHHOVEN Der alte
Spruch „Gut Ding will Weile haben“
scheint sich gerade in Kirchhoven
zu bewahrheiten. Der Rat der Stadt
Heinsberg hatte bereits in seiner Sit-
zung am 15. Februar 2017 das Inter-
kommunale Entwicklungskonzept
(IEK) „Die Westzipfelregion“ be-
schlossen, zu dem auch das Quar-
tierszentrum Kirchhoven mit der
Grundschule und der Mehrzweck-
halle gehört. Nach rund drei Jah-
ren kommt nun Bewegung in die
Planung, die dann ab dem nächs-
ten Jahr auch sukzessive umgesetzt
werden soll, wie der Leiter des Am-
tes für Gebäudewirtschaft, Karsten

Knoben, erklärt.
Da in Kirchhoven eine Begeg-

nungsstätte und ein Dorfgemein-
schaftshaus fehlen, fungieren Schu-
le und Mehrzweckhalle neben dem
regulären Schulbetrieb schon heute
als eigentliches Quartierszentrum.
Der im Entwicklungskonzept er-
mittelte Handlungsbedarf erfordert
die Erweiterung der Brunnenschu-
le und eine umfangreiche Sanierung
im Bestand von Grundschule und
Mehrzweckhalle sowie eine Aufwer-
tung der Außenanlagen. Der mit der
Planung beauftragte Architekt Mi-
chael Linssen aus Heinsberg stellte
nun dem Rat der Stadt das Projekt
im Detail vor.

Leitziele der Maßnahme seien die

Schaffung eines sozialen und kul-
turellen Quartierszentrums durch
Bündelung von Funktionen und
Angeboten am Schulstandort der
Brunnenschule in Kirchhoven, die
städtebauliche Attraktivitätssteige-
rung des Dorfzentrums, die Erwei-
terung der Nutzungsmöglichkeiten
von Bestandsituationen für die All-
gemeinheit, die Sicherung, Ergän-
zung und Verbesserung der Frei-
zeitlandschaft für Bewohner aller
Altersklassen und dem Vereinsle-
ben, die dauerhafte Bewahrung
von Kultur und Brauchtum sowie
der Ausbau und die Verbesserung
der Schulnutzung im Hinblick auf
„Integratives Lernen“, erläuterte
Linssen.

Vier Bauabschnitte

Die Baumaßnahmen gliedern sich
in vier Bauabschnitte. Der erste be-
trifft die Erweiterung der Grund-
schule. Hierbei ist geplant, den
bestehenden Klassentrakt auf der
Pausenhofseite durch einen zweige-
schossigen Anbau im Erdgeschoss
mit rund 173 m² und im Oberge-
schoss mit etwa 270 m² zu erwei-
tern. Zudem ist im Erdgeschoss
eine überdachte Pausenhalle ge-
plant. Im Obergeschoss sollen drei
Klassenräume von je 66 m² und drei
angrenzende Nebenräume von je 10

m² sowie ein 30 m² großer Gruppen-
raum entstehen. Der Anbau im Be-
reich des Erdgeschosses soll nahezu
komplett für die OGS und Vereins-
nutzungen zur Verfügung stehen.
Rund 30 m² sind als Hausmeister-
raum sowie Lager für die Schule vor-
gesehen. Durch die Errichtung eines
Aufzugsturms hinter dem Treppen-
aufgang im Altbau wird die Barrie-
refreiheit gewährleistet. Ein weiterer
Anbau von rund 97 m² ist als ein-
geschossiger Vereinsraum im rück-
wärtigen Bereich am bestehenden
Flachdachgebäude im heutigen
Hofbereich geplant. Die Gesamt-
baukosten für diese Maßnahmen
werden derzeit mit circa 1,7 Millio-
nen Euro veranschlagt. Die förder-
fähigen Kosten betragen 1.421.495
Euro. Mit einem Zuwendungsbe-
scheid vom August letzten Jahres
wurden Landes- und Bundesmittel
von insgesamt 1.137.196 Euro für
den ersten Bauabschnitt bewilligt.
Dies entspricht einer Anteilsfinan-
zierung von 80 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Kosten.

Für den zweiten Bauabschnitt
mit förderfähigen Gesamtkosten
von etwa 893.000 Euro und den
dritten Bauabschnitt mit förderfä-
higen Gesamtkosten von ungefähr
908.000 Euro hatte die Stadt Heins-
berg für das Programmjahr 2020
Ende September 2019 zwar einen

entsprechenden Zuwendungsan-
trag gestellt. Im zwischenzeitlich
veröffentlichten Stadterneuerungs-
programm 2020 wurden die bean-
tragten Maßnahmen allerdings
noch nicht bewilligt. Es sei jedoch in
Abstimmung mit der Bezirksregie-
rung Köln möglich, den „förderun-
schädlichen Maßnahmenbeginn“
zu beantragen, so dass die Baumaß-
nahmen wie geplant im Herbst 2020
zusammen ausgeschrieben und ver-
geben werden können. Die Zuwen-
dungen für den zweiten und dritten
Bauabschnitt werden nunmehr für
das Programmjahr 2021 beantragt.
Entsprechende Fördermittel für den
vierten Abschnitt, die Sanierung der
Mehrzweckhalle, die 477.000 Euro
kostet sowie die Aufwertung der Au-
ßenanlagen für 430.000 Euro wer-
den dann ebenfalls beantragt. „Wir
werden über den Sommer die weite-
ren Ingenieurleistungen ausschrei-
ben“, sagt Knoben.„Eine große Her-
ausforderung wird sein“, ergänzt
Erster Beigeordneter Jakob Gerards,
„während des laufenden Schulbe-
triebs die Bauarbeiten durchzu-
führen.“

Schon jetzt werde über mögli-
che Ausweichflächen für die Schü-
ler nachgedacht. Auch eine vorüber-
gehende Containerlösung sei nicht
ausgeschlossen. Der Rat hatte den
Baumaßnahmen zugestimmt.

Beim ersten von vier Bauabschnitten wird die Grundschule in Kirchhoven durch einen Neubau erweitert

Der Leiter des Gebäudewirtschaftsamtes, Karsten Knoben (links), und Erster
Beigeordneter Jakob Gerards gehen davon aus, dass die Bauarbeiten im nächs-
ten Jahr beginnen. FOTO: RAINER HERWARTZ

Es ist geplant, den bestehenden Klassentrakt auf der Pausenhofseite durch einen zweigeschossigen Anbau im Erdgeschossmit rund 173m und imObergeschossmit etwa 270m zu erweitern. So soll er
am Ende aussehen. Damit geht für die Kirchhovener ein lang gehegterWunsch in Erfüllung. ANIMATION: MICHAEL LINSSEN

„Tötung oder Beihilfe zur Tötung: Mit uns nicht!“
VONUDO STÜSSER

GANGELT Wenn Diakon Thomas
Hoff, weltlicher Vertreter der Dern-
bacher Schwestern in der Via No-
bis GmbH, und Josef Aretz, Lei-
ter des Katharina-Kasper-Heims in
Gangelt, einen Blick in die Statistik
werfen, treibt es ihnen die Zornes-
röte ins Gesicht: Im Jahre 2002 ist in
den Niederlanden das „Gesetz über
die Kontrolle der Lebensbeendigung
auf Verlangen und der Hilfe bei der
Selbsttötung“ in Kraft getreten. In
dem Jahr wurden 1882 Sterbehilfe-
fälle gemeldet. Das waren 1,3 Pro-
zent aller Sterbefälle in den Nieder-
landen. Im Jahre 2016 waren es nach
der Liberalisierung der Gesetzeslage
bereits 6091 Fälle, das sind vier Pro-
zent aller Sterbefälle.

Ebenso nachdenklich stimmen
die Zahlen aus Belgien, wo im Sep-
tember 2002 das „Gesetz bezüg-
lich der Euthanasie“ verabschie-
det wurde. Hier stieg die Zahl von
235 im Jahr 2003 auf 2537 im Jah-
re 2018. „Während die liberale Ster-
bepolitik in den Niederlanden und
in Belgien in der Bevölkerung viel
Zustimmung erfährt, müssen wir
in Deutschland frühzeitig Zeichen
setzen“, sagt Thomas Hoff und zi-
tiert den ehemaligen deutschen
Bundespräsidenten Gustav Heine-
mann: „Man erkennt den Wert ei-
ner Gesellschaft daran, wie sie mit
den Schwächsten ihrer Glieder ver-

fährt.“ Die Positionierung der Via
Nobis lautet ganz klar:„Tötung oder
Beihilfe zur Tötung: Mit uns nicht!“

Während ein Bündnis aus zehn
großen katholischen Trägern von
fast 400 Krankenhäusern, Senioren-
und Behinderteneinrichtungen in
Deutschland , darunter auchVia No-
bis, die Unterstützung bei der Vor-
bereitung oder Durchführung eines
Suizids ganz klar ablehnen, schlagen
die Niederländer einen Weg in ent-
gegengesetzter Richtung ein.

Hier hat Anfang des Jahres der
höchste Gerichtshof der Nieder-
lande in Den Haag im Prozess ge-
gen eine Ärztin ein wegweisendes
Urteil gesprochen. In den Nieder-
landen darf einem dementen Pati-
enten, der aufgrund seiner Erkran-
kung seinen eignenen Willen nicht
mehr klar äußern kann, künftig das
Leben mit aktiver Sterbehilfe be-
endet werden, sofern er in Zeiten
vor der Demenz eine entsprechen-
de Patientenverfügung unterschrie-
ben hat.

Eine 74-jährige Niederländerin
aus Den Haag hatte in dem Fall in
früherer Zeit festgelegt, sich eutha-
nasieren zu wollen, wenn sie glau-
be, die Zeit sei reif. Später litt sie an
einer schweren Altersdemenz, äu-
ßerte den Wunsch zu sterben, woll-
te wenig später davon aber zeitwei-
se nichts mehr wissen, dann wieder
doch. Die behandelnde Ärztin nahm
Kontakt mit den Angehörigen, den

Pflegern, dem Hausarzt und Fach-
medizinern auf und leitete die Tö-
tung ein. Dann wurde sie des Mor-
des angeklagt und kurz vor dem
Urteil entlassen. In dem Prozess
sollte geklärt werden, ob im Fall ei-
ner schweren Erkrankung darauf
verzichtet werden kan, den ausdrü-
cklichen und bewussten Willen des
Patienten einzuholen.

Angebot erzeugtNachfrage

Auch wenn die Patientenverfügung
in den Niederlanden immer noch
Grundlage der Entscheidung ist, kri-
tisieren nicht wenige unserer Nach-
barn, dass das Angebot die Nachfra-
ge erzeugt. Und dass ein Mensch im
Laufe seines Lebens seine Meinung

ändern kann, zeigt Thomas Hoff am
Beispiel des hochintellektuellen
Schriftstellers und Literaturwissen-
schaftlers ProfessorWalter Jens, der
in der Sterbehilfe sehr engagiert ge-
wesen sei, eine Patientenverfügung
verfasst und erklärt habe, wenn ihm
sein Intellekt nicht mehr zur Verfü-
gung stehe, sei sein Leben nicht le-
benswert. In seiner späteren De-
menz habe er aber seine Meinung
geändert und gesagt:„Nicht tot ma-
chen!“ Nach dem niederländischen
Urteil hätte das Leben von Jens bei
Demenz beendet werden dürfen,
weil er es früher schriftlich festge-
legt habe. „Seine Meinungsäuße-
rung sei im Zweifel nicht berück-
sichtigt worden, und er hätte seine
Erklärung nicht mehr korrigieren

können“, sagt Hoff.
Einen ähnlichen Fall aus eige-

ner Erfahrung schildert Josef Aretz
aus dem Katharina-Kasper-Heim in
Gangelt, in dem 60 geistig behinder-
te Pflegebedürftige und 33 geronto-
psychiatrisch Erkrankte leben. Die
Tochter einer hier untergebrachten
70-jährigen schwer psychisch Kran-
ken hielt es für das Beste, wenn die
Mutter sterben würde. Da aktive
Sterbehilfe in Deutschland verboten
ist, schlug sie ihrer Mutter vor, sie
solle sich zu Tode hungern.„Ihre Bit-
te, der Mutter kein Essen zu reichen,
haben wir natürlich abgelehnt. Die
alte Dame führt im Rahmen ihrer Er-
krankung noch heute ein gutes Le-
ben“, sagt Aretz.

„Aktive Sterbehilfe ist in Deutsch-
land verboten. Selbsttötung hinge-
gen ist nicht strafbar. Also kann auch
die Beihilfe zur Selbsttötung nicht
strafbar sein“, beschreibt Hoff so-
zusagen eine rechtliche Grauzo-
ne und sagt weiter: „Egal um wel-
che Krankheit es sich handelt: Töten
ist nie eine Option. Auch das Leben
mit einer Beeinträchtigung muss ge-
schützt werden.“

Heute sei es der schwer Krebs-
kranke, für den man Sterbehilfe for-
dere, morgen sei es der Krebskran-
ke, und übermorgen?

„Wir dürfen die Schleusen nicht
öffnen, denn die Grenzen schwin-
den mehr und mehr. Heute schon
darf ein Kind bei diagnostizierter

Behinderung bis zur Geburt abge-
trieben werden. Denn in der Bevöl-
kerung herrscht zunehmend die
Meinung: ‚Ein Kind mit Behinde-
rung, das muss doch nicht mehr
sein.‘ Das treibt einem die Tränen
in die Augen“, erklärt Hoff. Heu-
te stehe man tief erschüttert vor
den Zeugnissen des Nationalsozia-
lismus, die dokumentieren, was in
Zeiten des Nazi-Terrors mit Men-
schen mit Behinderung geschehen
sei. Die Menschen habe man unter-
schieden zwischen lebenswert und
nichts lebenswert. Letztere wurden
getötet.

Auch die vermeintlich freie Ent-
scheidung, so der Diakon, werde
verwässert. „Der Betroffene fragt:
Darf ich mich in Ansehung der
Möglichkeiten anderen im kranken,
schwachen oder dementen Zustand
überhaupt zumuten? Kann ich ih-
nen noch weiter zur Last fallen?“
Nicht ausgeschlossen sei, dass auch
Angehörige sich dieser Last entledi-
gen wollten.

Pflege, so betonen Hoff und Aretz
unisono, diene heute dem Leben.
Alles andere sei sehr gefährliches
Denken. „Wir bieten einen Schutz-
raum für das Leben. Bei uns können
die Angehörigen sicher sein: Bei uns
gibt es keine Hilfe zur Tötung.“ Bei
der Via Nobis gehe es um Sterbebe-
gleitung durch Angehörige und Mit-
arbeiter. Aretz: „Bei uns stirbt kei-
ner alleine.“

Via Nobis positioniert sich gegen liberale Sterbepolitik in den Niederlanden und Belgien. Dort steigen die Sterbehilfefälle an. Keine Schleusen öffnen.

Josef Aretzt (links) und Diakon Thomas Hoff lehnen die Beihilfe zur Selbsttö-
tung ab. FOTO: UDO STÜSSER

ERKELENZ Am Samstag fuhr gegen
21.50 Uhr ein 66-jähriger Radfah-
rer aus Erkelenz von einem gepflas-
tertenVorplatz auf die Fahrbahn der
Gewerbestraße Süd und kam dabei
zu Fall. Er zog sich dabei schwe-
re Verletzungen zu und wurde ins
Krankenhaus Erkelenz eingeliefert.
Da er laut Polizei unter Alkoholein-
wirkung stand, musste er sich einer
Blutprobenentnahme unterziehen.

KURZNOTIERT

Alkoholisierter
Radfahrer verletzt

Tortilla Flat
Kleines Revival für
Geilenkirchener Band
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Quadfahrer rammt
Autos: Zwei Verletzte

WASSENBERG Ein 35-jähriger
Quad-Fahrer aus Wassenberg be-
fuhr am Freitag um 19.36 Uhr zu-
sammen mit einer auf dem So-
ziussitz des Quads befindlichen
42-Jährigen die Kirchstraße aus
Richtung Unterstadt kommend in
Richtung Erkelenzer Straße. Aus bis-
lang ungeklärter Ursache kam laut
Polizei das Quad nach rechts von der
Fahrbahn ab, touchierte zwei ge-
parkte Pkw und kam im Anschluss
am rechten Fahrbahnrand zum Still-
stand. Durch den Unfall wurden der
Quad-Fahrer und seine Mitfahre-
rin schwer verletzt. Die Kirchstraße
musste für die Dauer der Unfallauf-
nahme gesperrt werden.

Holzunterstand
in Flammen

HEINSBERG-DREMMEN/PORSELEN
Die Feuerwehr war am Samstag in
Heinsberg im Einsatz: Gegen 0.25
Uhr wurde ein Stapel Holzpaletten
auf der Sootstraße durch unbekann-
te Täter entzündet. Kurz darauf, ge-
gen 1.20 Uhr, brannte ein Holzun-
terstand auf der Ullrichstraße. Beide
Brände wurden durch die Feuer-
wehr gelöscht.

Einbrecher stehlen Geld
und Auspuffanlage

GEILENKIRCHEN/ÜBACH-PALENBERG
In der Nacht zum Samstag ver-
schafften sich bislang unbekannte
Einbrecher Zugang zu Büroräumen
in der Sittarder Straße und stahlen
eine Geldkassette mit Bargeld. Zwi-
schen Freitag, 22 Uhr, und Sams-
tag, 3 Uhr, drangen Einbrecher in
ein Mehrfamilienhaus in der Breil-
ler Gracht ein und entwendeten aus
dem Keller eine Auspuffanlage.


